
Monsieur le Président,*
laut Anfrage durch das 

Büro des Oberbürgermei-
sters in Düsseldorf vom 10. Juni 2014 
soll mir das Bundesverdienstkreuz am 
Bande verliehen werden und die öffent-
liche Verleihung dieser Auszeichnung 
heute, am 2. Juli 2014, im Düsseldorfer 
Rathaus erfolgen. 

Mit dieser Auszeichnung von Seiten 
des Herrn Bundespräsidenten soll mei-
ne langjährige ehrenamtliche Arbeit in 
Sachen Frauenpolitik, deutsch-franzö-
sischer und internationaler Zusammen-
arbeit anerkannt und gewürdigt wer-
den – ein Engagement, das sich häufig 
im Gegensatz zur Politik der jeweiligen 
Bundesregierung befindet.

Ich werde diese Auszeichnung nicht 
annehmen. 

Wichtigste Anliegen waren und 
sind mir die Emanzipation der Frau, 
Menschenrechte und soziale Gerech-
tigkeit, der Frieden und die Solidarität 
mit den Völkern der Welt, die deutsch-
französische Zusammenarbeit, auch im 
Sinne einer gründlichen Aufarbeitung 
der NS-Zeit. Dementsprechend habe 
ich versucht, mich in den vergangenen 
Jahrzehnten zu verhalten und einzu-
bringen – zumeist gegen die vorherr-
schende politische Praxis. Das betraf 
mein Engagement gegen den Paragra-
phen 218 ebenso wie den Einsatz gegen 
die von den damaligen Regierungen in 
Bonn praktizierten Duldungen der fa-
schistischen Regime in Griechenland, 
Spanien, Portugal und 1973 auch Chile. 

Es widerstrebt mir, eine Auszeich-
nung vom höchsten Repräsentanten ei-
nes Staates anzunehmen, dessen Regie-
rungen selten den Eindruck erweckten, 
an der Beseitigung von Diskriminierung, 
sozialer Ungleichheit, an dauerhafter 
Abrüstung und einer friedensfördern-
den, gleichberechtigten Zusammenar-
beit mit anderen Staaten interessiert zu 
sein. Derzeit nimmt indes beispielswei-
se die Frauenarmut wieder zu, an Kin-
dereinrichtungen und Kinderbetreuung 
wird gespart, die Sorgearbeit wird nach 
wie vor überwiegend von Frauen gelei-
stet, oft unter prekären Bedingungen 
und gering entlohnt. Kinder werden so 
zum »Armutsrisiko«, und Alter wird als 
»Problem« bezeichnet. Zugleich orien-
tiert sich die offizielle Politik in erster 
Linie an den »Top-Girls« – und eben 
nicht an der Mehrheit der Frauen. Die 
wenigen Fortschritte mußten von Initia-
tiven und Bürgerinnen und Bürgern, von 
Basisbewegungen und Gewerkschaften 
erstritten werden.

Als ich Mitte der sechziger Jahre 
als junge Mutter begann, mich zu en-
gagieren, war es schwierig, Familie, 
Partnerschaft und Berufstätigkeit zu 
vereinbaren. Zwar wurden inzwischen 
einige Verbesserungen erzielt, doch 
entsprechen diese in keiner Weise dem 
Reichtum dieses Landes. Frauen ste-
hen heute immer noch vor der Ent-
scheidung »Kinder oder Beruf«. Das 
Erziehungsgehalt (»Herdprämie«) 
fördert diese Erscheinung und führt 
zu sozialer Ausgrenzung vieler Kin-
der gerade aus einkommensschwachen 
Schichten. 

Inzwischen werden Frauen zum 
Dienst in der Bundeswehr zugelassen, 
mit dem fadenscheinigen Gleichstel-
lungsargument, was viele von uns – 
darunter auch ich – in den 1980er Jah-
ren entschieden kritisiert haben. Heute 
werden Frauen als Soldaten in Kriegs-
gebiete geschickt. Zudem sollen sie die 
Bundeswehr »weiblicher« machen und 
sie »familienfreundlicher« erscheinen 
lassen. Was haben Kampfeinsätze mit 
Familienfreundlichkeit zu tun, was 
mit Emanzipation? »Wir wollen keine 
Kriege lindern, sondern verhindern«, 
hieß es schon damals. Wir brauchen 
keine Bundeswehrsoldaten – auch 
nicht weibliche – im Schulunterricht, 

sondern eine konsequente Friedenser-
ziehung.

Sogenannte humanitäre Interventio-
nen, an denen auch die Bundeswehr 
beteiligt war und ist, haben sich längst 
als inhuman erwiesen. Erinnert sei nur 
an Kundus und den Kosovo-Krieg. Die 
Opfer sind in besonderem Maße unbe-
teiligte Zivilisten, Frauen und Kinder. 
Die Zunahme des Rüstungsexports und 
die angekündigte 
stärkere, notfalls 
auch militärische 
Interventionspoli-
tik stehen im Wi-
derspruch zu einer 
Politik des Frie-
dens. »Die Waffen 
nieder« rief schon 
die österreichische 
Friedenskämpferin 
Bertha von Suttner vor 125 Jahren. 

Der Waffenexport der Bundesrepu-
blik – häufig sogar in Konfliktregionen – 
trägt nicht zum friedlichen Zusammen-
leben der Völker bei. Das stimmt für 
die Vergangenheit mit Lieferungen von 
Waffen an den NATO-Partner Türkei im 
Kampf gegen die Kurden ebenso wie 
für jetzt, da Panzer und andere Waffen 
in die Golf-Diktaturen Katar und Saudi-
Arabien verkauft werden. Das gilt auch 
für die Lieferung von atomwaffenfähi-
gen U-Booten an Israel. 

Sie, Monsieur le Président*, fordern 
ein stärkeres Engagement in Afrika – 
auch im Sinne militärischer Einsätze. 
Dies hat mit einem friedlichen Zusam-
menleben wenig zu tun. Vonnöten wäre 
dagegen eine Aufarbeitung der histori-
schen Verantwortung für die anhaltende 
Ungleichheit und Ausbeutung der be-

troffenen Länder vor dem Hintergrund 
der deutschen Kolonialgeschichte. Zum 
Beispiel gegenüber dem heutigen Na-
mibia: Es gab 2004 eine symbolische 
Geste der Entschuldigung für den 1904 
begangenen Völkermord an den Here-
ros durch die damalige Ministerin für 
Entwicklung und Zusammenarbeit. Da-
bei blieb es bis heute. Weder Entschädi-
gung noch Wiedergutmachung folgten. 

Auch Ihre Geste 
in Oradour-sur-
Glane im Septem-
ber 2013 – fast 70 
Jahre nach dem 
Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit 
durch die SS-Divi-
sion »Das Reich« – 
blieb leider nur 
symbolisch. In Ihrer 

Rede erklärten Sie, mit den Überleben-
den und den Familien der Opfer die 
Bitterkeit darüber zu teilen, »daß die 
Mörder nicht zur Verantwortung gezo-
gen wurden, daß schwerste Verbrechen 
ungesühnt bleiben«. Was folgte daraus? 
Eine tatsächliche Aufarbeitung der Ver-
brechen deutet sich nicht an. Am 10. 
Juni 2014 fand nicht einmal ein offizi-
elles Gedenken statt. Auch wurde bis-
her wenig unternommen, an deutschen 
Schulen künftige Generationen über das 
Verbrechen von Oradour aufzuklären.

Eine unzureichende Aufarbeitung 
der Nazivergangenheit, eine nicht kon-
sequente Bekämpfung des offenen und 
latenten Neonazismus und Rassismus 
und eine unzureichende Anerkennung 
des antifaschistischen Widerstands – 
über den 20. Juli 1944 und die Weiße 
Rose hinaus – kennzeichnen leider wei-

terhin die Politik und das Geschichts-
verständnis der Bundesrepublik. Würde 
ich die Auszeichnung annehmen, be-
fände ich mich zudem in einer Reihe 
mit solchen früheren Preisträgern, die 
Nazis bzw. Nazitäter waren. Soweit mir 
bekannt ist, wurde bis auf eine Ausnah-
me keinem von ihnen nachträglich das 
Verdienstkreuz aberkannt. Das wäre im 
übrigen ein leicht machbares Unterfan-
gen, das zudem der Geschichtsaufarbei-
tung diente. 

Schließlich möchte ich nicht den 
Eindruck vermitteln, ich hätte meinen 
Frieden mit dieser Politik geschlossen. 

Zahlreiche Menschen haben sich da-
für eingesetzt, daß ich diese Auszeich-
nung erhalte. Dafür bedanke ich mich 
ausdrücklich. Ich betrachte es als Ermu-
tigung, auch künftig einzutreten für ein 
menschenwürdiges, gleichberechtigtes 
Leben von Frauen und Männern, ge-
gen die Tolerierung von sexueller Aus-
beutung und sozialer Ausgrenzung von 
Frauen, für ein friedliches Zusammen-
leben der Völker. 

Ich verbinde meine Verweigerung 
der Annahme des Bundesverdienst-
kreuzes am Bande mit dem Wunsch, 
daß sich in der künftigen Politik dieses 
Staates die Ziele meines Engagements 
widerspiegeln.

Mit freundlichen Grüßen,
Florence Hervé

* Die Ansprache »Monsieur le Prési-
dent« wähle ich in Anlehnung an das 
antimilitaristische Gedicht und Chanson 
von Boris Vian »Le déserteur« (1954), 
das zum zivilen Ungehorsam und zu 
gewaltloser Verweigerung des militäri-
schen Einberufungsbefehls aufrief. 
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Marxistische 
Dialektik
Am 10. Juni 1944 zerstörte die 
SS-Division »Das Reich« das 
französische Dorf Oradour und 
ermordete 642 Einwohner. Die 
Täter blieben bis heute größten-
teils unbehelligt. Gerd Schumann 
würdigte in der jW (30. Juni 
2014) Hervés jüngstes publizi-
stisches Werk über dieses Ver-
brechen: »Das Oradour-Buch 
dokumentiert, was geschehen 
ist, liefert den O-Ton der Über-
lebenden und bildet zudem den 
literarischen und dichterischen 
Umgang mit dem Schrecken 
ab – mit Texten von Louis Ara-
gon, André Besson, Madeleine 
Riffaud, Vercours. Es faßt Ge-
schichte in Bilder – visuell und in 
den Köpfen der Leser.« 

»Florence Hervé reist viel«, 
schrieb Gerd Schumann in 
einem Glückwunsch zu ihrem 
70. Geburtstag (siehe jW vom 
17. April 2014). »Sie ist eine Su-
cherin mit dem immergleichen 
Anspruch: genau hinschauen, 
genau zurückschauen, das Leben 
an geographisch und historisch 
markanten Punkten einfangen 
und davon erzählen. So hat sie 
sich einen Namen gemacht, 
zweifelsohne. Und doch ent-
spricht ihr präziser, an marxisti-
scher Dialektik geschulter Blick 
auf die Gesellschaft nicht der 
verordneten Sichtweise. Er wird, 
soweit möglich, ignoriert.« 

Tatsächlich hat die deutsch-
französische Feministin und 
Publizistin eine Vielzahl an Bü-
chern veröffentlicht. Die Liste 
ihrer Bücher, häufig zweisprachig 
deutsch und französisch verfaßt, 
ist über zwei Dutzend Titel 
lang. Hinzu kommen Arbeiten 
für Hörfunk, Zeitungen und 
Fachzeitschriften sowie immer 
wieder Vorträge. »Florence 
Hervé ist eine Forscherin, die 
die verwischten, undeutlichen 
und manipulierten Spuren 
von Frauen in Geschichte und 
Gegenwart freilegt«, so Gerd 
Schumann weiter. »Das gilt auch 
für ihr zweites großes Thema: 
Krieg und Faschismus. Also die 
Erinnerungen an das, was in der 
alten BRD so lange verdrängt 
wurde und in der neuen, größe-
ren für erledigt erklärt wird.« 
Eben daran erinnert die für das 
Bundesverdienstkreuz am Bande 
Vorgeschlagene mit ihrer Absa-
ge an Bundespräsident Joachim 
Gauck.  (jW) 

◆ Florence Hervé (Hrsg.), 
Martin Graf (Fotos): Oradour. 
Geschichte eines Massakers/
Histoire d’un massacre (dt./
franz.), PapyRossa Verlag, Köln 
2014, 144 Seiten, 18 Euro
◆ Die Mahn- und Gedenkstätte 
Düsseldorf e.V. zeigt bis 14. Sep-
tember im Maxhaus, Schulstr. 11, 
eine Ausstellung über die Ver-
nichtung von Oradour-sur-Gla-
ne mit Fotografien von Martin 
Graf (www.gedenk-dus.de)

»Ich werde diese 
Auszeichnung 
nicht annehmen«
Florence Hervé wurde das Bundesverdienstkreuz am Bande zuerkannt. 
In einem Brief an Bundespräsident Joachim Gauck begründete die 
Feministin und Publizistin am Mittwoch ihre Ablehnung 

Florence Hervé bei der Vorstellung ihres Oradour-Buches auf dem UZ-Pressefest in Dortmund am Sonntag

»Ich verbinde meine Verwei-
gerung der Annahme des Bun-
desverdienstkreuzes am Bande 
mit dem Wunsch, daß sich in 
der künftigen Politik dieses 

Staates die Ziele meines Enga-
gements widerspiegeln.«
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